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Der Referentenentwurf zum Bundesteilhabegesetz
Es passt einfach nicht!

Bundesverband Forum selbstbestimmter Assistenz behinderter Menschen e.V.
www.forsea.de
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Das INFORUM erhalten zusätzlich alle Mitglieder der Bundestagsausschüsse Arbeit und Soziales, Gesundheit und Haushalt.
Diese entscheiden über den Inhalt des Bundesteilhabegesetzes. (Liste unter http://tinyurl.com/j4wtol2)
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Editorial

Gerhard Bartz © privat

Liebe Mitglieder, Leserinnen 
und Leser,

seit den 90er Jahren mache ich 
nun politische Arbeit. Aber noch nie 
ist mir Derartiges begegnet wie das, 
was uns das sozialdemokratisch ge-
führte Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales als Referenten-
entwurf vorgesetzt hat. Es ist eine 
papiergewordene Frechheit, eine 
Beleidigung für alle die, welche seit 
2009 für ein faires Bundesleistungs-
gesetz aktiv wurden. Kann man die 
Geringschätzung behinderter Men-
schen noch deutlicher zum Aus-
druck bringen? Meine 2008 verstor-
bene Frau, die ForseA-Gründerin 
Elke Bartz, gab uns zwei Wochen 
vor ihrem Tod in einem Interview 
mit „Menschen, das Magazin“ mit 
auf den Weg: „Seid wachsam. Seid 
achtsam. Sucht euch Freunde. Der 
Rest kommt von alleine.“ Das mit 
dem „Freunde suchen“ ging gründ-
lich in die Hose. Man würde es sich 
vermutlich zu einfach machen, da-
rin die Ursache des Desasters zu se-
hen. Aber der Alleingang derer, die 
lediglich die Anrechnungsfreiheit 
von Einkommen und Vermögen auf 
ihrer Agenda hatten, beschädigte 

die Solidarität und entzweite die 
Behindertenbewegung. Nutznieße-
rin war die Ministerialbürokratie in 
Berlin, von der ich annehme, dass 
sie bei diesem unseren Dilemma 
eine eigene Rolle innehatte.

Irgendwie schafft man es, der 
Bevölkerung durch ständiges Wie-
derholen Aussagen plausibel dar-
zustellen, die einer objektiven Be-
urteilung kaum standhalten. Den 
Jungen erzählt man, die Alten wä-
ren zu teuer, man müsse die Ren-
tensteigerungen reduzieren und die 
Lebensarbeitszeit erhöhen. Man 
kann es durchaus anders sehen: die 
Jungen genießen niedrige Beiträ-
ge und können mehr konsumieren. 
Das hat zur Folge, dass das Geld 
heute bei den Alten knapp wird und 
sie damit deren und ihre eigene Al-
tersarmut befördern. Ähnlich geht 
es uns Menschen mit Behinderung: 
Solange sich der unbehinderte Rest 
der Bevölkerung vor der Auseinan-
dersetzung mit dem Thema „Be-
hinderung“ drücken kann, so lan-
ge kann man ihm erzählen, dass es 
ihm nicht zuzumuten sei, Behinde-
rung auszugleichen. Ein bisschen, 
ja! Aber keinesfalls mehr und ko-
sten darf es auch nichts! Wäre das 
Bewusstsein in der Bevölkerung 
entsprechend des  Artikels 8 der 
Behindertenrechtskonvention von 
der Regierung befördert worden, 
wäre dieses System wie eine Sei-
fenblase geplatzt. Daher fasste man 
selbst das Thema nicht mal mit spit-
zen Fingern an. Das Parlament spie-
gelt das Desinteresse der Bevölke-
rung wider. Während der Debatten 
zu „Behindertenthemen“ könnten 
ohne weiteres Reinigungskräfte ih-
rer Tätigkeit nachgehen.

Dieses Heft erhalten schon seit 
langer Zeit die Bundestagsabgeord-
neten der Bundestagsausschüsse Ar-
beit und Soziales, Gesundheit und 

Mitglieder des Haushaltsauschusses. 
Sie können sich also nicht darauf 
berufen, von der Verletzung unserer 
Rechte nichts gewusst zu haben! 
Das Bundesteilhabe(verhinderungs)
gesetz steht nun bald im Bundestag 
zur Entscheidung an. Auf unserer 
Internetseite http://tinyurl.com/
j4wtol2 können Sie feststellen, ob 
Abgeordnete Ihrer Region in die-
sen Ausschüssen sitzen. Wir wür-
den uns freuen, wenn Sie uns durch 
eigene Mitteilungen an diese Man-
datsträger unterstützen!

Geradezu explodieren könnte ich, 
wenn ich immer wieder den Satz 
höre, es könnten nicht alle Wün-
sche erfüllt werden. Frau Ministe-
rin Nahles, Frau Parlamentarische 
Staatssekretärin Lösekrug-Möller 
und Frau Tack (behindertenpoli-
tische Sprecherin): Lassen Sie und 
Ihre Kolleginnen und Kollegen der 
SPD, aber auch der CDU / CSU 
endlich diese Stimmungsmache! 
Hier geht es nicht um Wünsche, es 
geht darum, dass uns endlich die-
se allgemeinen Menschenrechte zu-
gestanden werden, die Sie sich mit 
der allergrößten Selbstverständlich-
keit und natürlich zu Recht zugeste-
hen. Die Bestimmungen der Behin-
dertenrechtskonvention gehen an 
keiner einzigen Stelle über die All-
gemeinen Menschenrechte hinaus. 
Umso schlimmer wirkt das Geze-
ter der Koalition, wenn wir diese 
für uns reklamieren. Wir verlan-
gen keine Geschenke, sondern die 
Rechte zurück, die unser Staat ein-
kassiert, sobald behinderte Men-
schen Nachteilsausgleiche, gleich 
welcher, Art in Anspruch nehmen 
müssen. Das sollten Sie sich endlich 
mal verinnerlichen und daran den-
ken, ehe Sie wieder so daherreden. 
Umgekehrt wird übrigens eher ein 
Stiefel daraus. Der Regierung ist es 
nicht gestattet, alle eigenen Wün-
sche, die der Lobbyisten und son-
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stiger Einflüsterer aus den Ländern 
und sonstwoher zu befriedigen. Die 
Regierung hat einen Amtseid ge-
leistet und ist der Verfassung ver-
pflichtet. 

„Ich schwöre, dass ich 
meine Kraft dem Wohle 
des deutschen Volkes 
widmen, seinen Nutzen 
mehren, Schaden von ihm 
wenden, das Grundge-
setz und die Gesetze des 
Bundes wahren und ver-
teidigen, meine Pflichten 
gewissenhaft erfüllen und 
Gerechtigkeit gegen je-
dermann üben werde. So 
wahr mir Gott helfe“

Es wäre gut, wenn Frau Bundes-
kanzlerin Merkel und ihre Ressort-
leiterinnen und -leiter sich dies stets 
vor Augen halten würden. Denn 
zehn Millionen Behinderte sehnen 
sich nach Gerechtigkeit, sind auch 
deutsches Volk – und Wählerinnen 
und Wähler!

Es gibt zahlreiche Stimmen, die 
fordern, dass lieber gar kein Ge-
setz als ein solches Gesetz kommen 
solle. Wenn diese sich durchsetzen, 
dauert es wieder vier Jahre (minde-
stens!), bis wir eine neue Chance er-
halten. Und der Referentenentwurf 
hätte seinen unlauteren Zweck er-
füllt. Die bisherige verfassungs-
feindliche Gesetzeslage bliebe er-
halten, man müsste den Artikel 4 
der Behindertenrechtskonvention 
nicht mit einem nicht BRK-kon-
formen Gesetz verletzen, eine Ver-
fassungsbeschwerde wäre nur mit 
einem Urteil möglich. Nein, das ist 
keine Alternative! Die sollen ein 
Gesetz machen! Und wenn wir im 
parlamentarischen Verfahren schei-
tern, bleibt uns noch das Veto des 
Bundespräsidenten, der die Ver-

fassung ja auch einbeziehen muss, 
ehe er seinen Segen dazu gibt. Un-
terschreibt er – was ich mir beim 
derzeitigen Text beileibe nicht vor-
stellen kann – dann bleibt uns die 
Verfassungsbeschwerde beim Bun-
desverfassungsgericht. Dessen An-
sicht zum Grundrecht „Niemand 
darf wegen seiner Behinderung be-
nachteiligt werden“ ist bekannt. 

Die Bundesregierung hat mit al-
ler Gewalt sämtliche behinderungs-
politischen Vorhaben an das Ende 
ihrer Legislatur gedrängt. Derzeit 
sollten wir Stellungnahmen abge-
ben zu
- Bundesteilhabegesetz
- Gesetz zur Weiterentwicklung
 des Behindertengleichstellungs-
 rechts
- Drittes Pflegestärkungsgesetz –
 PSG III
- Nationalen Aktionsplan NAP 2.0

Vereine, die ehrenamtlich ar-
beiten, müssen hier in aller Regel 
passen. Wir sind froh, dass wir ge-
meinsam mit MMB und Nitsa mit 
Rechtsanwalt Dr. Tolmein einen 
Experten für die Ausarbeitung ei-
ner Stellungnahme zum Bundes-
teilhabegesetz gewinnen konnten. 
Bei den anderen drei Punkten sind 
wir auf Gedeih und Verderb darauf 
angewiesen, dass größere Vereine 
mehr Möglichkeiten haben, diese 
Mammutaufgabe zu leisten. 

In diesem Heft nimmt die Dis-
kussion zum Bundesteilhabegesetz 
breiten Raum ein. Diese Diskussi-
on wird auch – so fürchte ich – die 
restliche Zeit bis zum Ende der Le-
gislaturperiode ausfüllen. Jetzt fällt 
uns auf die Füße, dass im Koaliti-
onsvertrag vereinbart wurde, durch 
das Teilhabegesetz dürfe keine 
Ausgabendynamik entstehen. Wi-
der besseres Wissen haben sich die 
„sozialen“ und „christlichen“ Möch-

tegernregierer damals versprochen, 
dass die Umsetzung der Behin-
dertenrechtskonvention nichts ko-
sten darf. Schon damals haben sie 
behinderte Bürgerinnen und Bür-
ger auf ihrem Koalitionsaltar geop-
fert. Damals wurde uns gesagt „nun 
wartet mal ab.“ Doch genau dieses 
falsche Versprechen wird nun wahr. 
Die Länder, gleich welcher Cou-
leur, verweigern sich Mehrausga-
ben und im Bund hat die schwarze 
Null des Finanzministers Vorrang 
vor Verfassungs- und Konventions-
verpflichtungen. Als wäre das alles 
noch nicht genug, wird auch noch 
der unionsinterne Rosenkrieg auf 
unserem Rücken ausgetragen. Aus 
diesem Grund durfte nicht mal der 
Referentenentwurf an die Öffent-
lichkeit gelangen, das Kanzleramt 
verhinderte dies. Es wird höchste 
Zeit, dass sich unsere Kanzlerin ih-
rer Richtlinienkompetenz erinnert 
und in die Niederungen der Behin-
dertenpolitik herabsteigt. Oder will 
sie zusehen, wie sich die SPD als 
Koalitionspartner - und zuständig 
für das Sozialministerium - eine 
Niederlage vor dem Verfassungsge-
richt einhandelt? Es wird doch auch 
die ihrige sein.

Das Jahr bleibt auf jeden Fall 
spannend und für Menschen mit 
Behinderung geht es darum, dass 
wir nicht länger um die Errungen-
schaft der UN-BRK betrogen wer-
den. Beim nächsten Heft wissen 
wir hoffentlich schon etwas mehr, 
wohin die Reise geht. Bis dahin 
wünschen wir Ihnen einen schönen 
Sommer!

Mit freundlichen Grüßen

Gerhard Bartz
Vorsitzender


